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Der 5„ Senat äes Bundessozialger10hte hat am
20„ November 4975 ohne mündliche Verhandlvng

durch den Vorsitzenden Richter Dr° D a p p r i c h

und die Richter S c h r 6 d e r und M a y

und die ehrenamtlichen Richter 8 c h 6 mai e l d

und M e l z e r

für Recht erkannt:

Die Revi310n der Klägerin gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

44„ Februar 4974 Wird zurückgew1esen°

Die Beteiligten haben einander evßergerichtliche

Kosten ■lCht zu erstatten°
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Die Klägerin begehrt von der Beklagten die Feststellung einer

höheren als der gewährten Witwenrente°

Die Klägerin ist die Witwe des am 26° Oktober'4890 geborenen
und am 7„ November 4950 verstorbenen Versicherten Martin

A „); __„ _;c Die Ruhrknappschaft gewährte ihr mit Bescheid

vom 270 Januar 4954 die Witwenrente für die Zeit vom
4„ Dezember 4950 an, die sie am 5.: September 4958 für die

Zeit vom 4° Januar 4957 an nach dem Kneppschaftsrenten—
Versichernngs—Neuregelungsgesetz (KnVNG) in die erhöhte

Witwenrente umstellte° Am 28° Dezember 4964 beantragte die

Klägerin, die bereits am 25° Oktober 4964 die Anrechnung
weiterer Versicherungszeiten geltend gemacht hatte‚ die

Néufeststellung ihrer Witwenrente nach % 95 des Reichs—
knappscheftsgesetzes (EKG) unter Berücksichtigung weiterer
Versicherungszeiten° Die Ruhrknapp30h3ft lehnte dies mit

Bescheid vom 9„ November 4965 ab„ Der Widerspruch der

Klägerin blieb ohne Erfolg;

Während des Verfahrens vor dem Sozialgericht (SG) hat sich
die Ruhrknappscheft vorsorglich auf Verjährung berufeno Das

SGhat — nach Béiladung der Bunäesversicherungsanstalt für
Angestellte (BfA) — die Klage mit Urteil vom ?4„ Februar
4968 abgewiesen° Vor dem Landessozialgericht (LSG) hat die
Beklägte sich verpflichtet, einen weiteren Monatsbeitrag

bei der Rentenberechnung für die Zeit vom 40 Januar 4959

an zu be1ücksichtigeno Die Klägerin hat dieses Teilaner—

kenntnis angenommen‚ im übrigen aber die Berufung auf»

recht erhaltene Das LSGhät die Berufung der Klägerin mit
Urteil vom 44" Februar 4974 zurückgewiesena Zur Begründung

hat es im wesentlichen ausgeführt, die Berufung sei zwar

auch insoweit nicht nach 5 446 des SozialgerichtsgesetZes

.
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{SGG} ausgeschlossen, als es sich um die Höhe der Witwen—

vollrente bis zum 54. Dezember 4956 handelea Die Beklagte

habe aber eine Neufestsnellung der Witwenvollrente für die

Zeit bis zum 34° Dezember 4956 und der erhöhten Witwenrente

für die Zeit vom 4° Januar 4957 an ablehnen dürfen° Sowohl

der Bescheid über die Gewährung der Witwenvollrente vom
27° Januar 4954 als auch der Umstellungsbesche1d vom
50 September 4958 seien nicht rechtzeitig angefochten

und damit nach @ 77 SGG bindend geworden° Da die Voraus—

setzungen des 5 4744 der Reichsvers10herungsordnung (EVO)

nicht vorlägem‚ sei die Beklagte zur Neufeststellung nur dann

verpflichtet‚ wenn 810 sich ÖQVOÜüberzeuge oder überzeugen
müsse, daß sie die Rente zu Unrecht zu niedrig festgestellt

babea Das sei jedoch nicht der Fall° Das LSG ist dabei von

folgendem Sachverhalt ausgegangen: Der Versicherte habe

n der Zeit bis zum 50 Oktober 4942 zuletzt als Lchrhauerf,.
J

gearbeitet und Beiträge sowohl zur knappschaftlichen

Pensionskasse als auch zur Invalidenversicherung entrichtet„

Vom 45°‘Oktober 4942 an habe er aktiven Militärdienst und

vom 2° August 4941L an Kriegsdienst geleistet° Er sei am
29° September 4948 verwundet und am 400 ÄUgust 4949 aus
dem Kriegsdienst entlassen werden„ Seit der Verwundung sei

er Berginvalide gewesen und habe die knappschaftliche Inva—

lidenpension bezogen° Darüber hinaüs habe er in der Zeit

vom.50„ März 4949 bis zum 54° Dezember 4920 die Krankenrente

aus der InValidenversicherung erhalten° In der Zeit vom

25° Oktober 4949 bis zum 25° Nevember 4949 sei er beim Postamt

in Decklinghausen—Süd beschäftigt gerissen° Vom 2° März 4924
bis zum 45° September 4934 sowie vom 46° September 4954

bis zum 26° März 4955 habe er im Bergbau gearbeitet und

Beiträge zur Invalidenversicherung entrichtet; für die Zeit

vom 4° Juli 4926 an auch Beiträge zur knappschaftlichen

Pensionskasse der Arbeiter„ Während dieser Zeit habe er

die Beitragsleigtung für insgesamt 45 volle Monate unter—
brochen, und zwar im November 4925 wegen Ernerbslosigkeit

‚\
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und in der Zeit April/Mai 4924, November 4924, Mai 4925,
Oktober/November 4925, Dezember 4925, April 4928, Juni/

Juli 4929, März 4932 und.Oktober 4955 wegenKrankheit, In
der Zeit vom 26° März 4955 bis Ende September 4959 sei er

aus nicht politischen Gründen inhaftiert gewesen° Er sei

danach ohne Arbeit gewesen und habe am 49° Februar 4942

eine Beschäftigung außerhalb des Bergbaus aufgenommen° Für

die Zeit vom 50„ September 4945‚bis zum 49° April 4945 habe

er Pflichtbeiträge zur Angestelltenversicherung entrichtet,

die von der Ruhrknappschaft in dem Bescheid vom 25° Januar

4954 als rechtsunwirksam beanstandet werden seien° Weitere

Beiträge zur Invalidenversicherung seien für die Zeiten vom

4° Juli 4947 bis 50° Juni 4949 und vom 44° Oktober 4950
bis zum 7„ November 4950 entrichtet worden° Das LSG hat

zu den geltend gemachten Versicherungszeiten folgende

Ansicht vertreten:

4° Die Zeit von September 4948 bis zum 40° Oktober 4949

könne nicht als Ersatzeeit berücksichtigt werden„ obwohl

der Versicherte bis zum 40° August 4949 Soldat gewesen

sei° Da während dieser Zeit sowohl in der knappschaft—
lichen Pensionsversicherung als auch in der InValiden—

versicherung der jeweilige Versicherungsfall vorgelegen

habe, hätten für den Versicherten auch dann weder Pflicht—

beiträge noch freiwillige Beiträge entrichtet werden

dürfen‚ wenn er nicht Soldat gewesen wäre° Das ergebe’

sich für die Invalide■tersicherung aus den @@4236,
4445 EVO in der ursprünglichen Fassung (4944) und für

die knappschaftliche Pensionsversicherung aus % 28
Abs° 4 und 5 der Satzung des Allgemeinen Knappschafts—

tereins zu Bochum vom 46° Dezember 4545° Das gelte nicht

nur für die Berechnung der Witwenvollrente für die Zeit

bis zum 54° Dezember 4956, sondern auch für die Berech—

nung der erhöhten Witwenrente für die Zeit vom 4° Januar

4957 ano Allerdings habe die Ruhrknappschaft in dem

..5..
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Umstellungsbeseheid die Zeit von September 4948 bis Novem—

ber 4949 als Ersatzzeit angerechnet, so daß sie insoweit
außer Streit sei°

Die Zeit des Bezuges der Krankenrente bis zum 54„ Dezember

920 könne nach den zur Zeit des Vereicherungsfalles

am 7° November 4950 geltenden Bestimmungen nicht berück—

si ehtigt werden, weil nur Beiträge und Ersatzzeiten bei der

Rentenberechnung rentensteigernd angesetzt werden dürften°

Die Zeit des Bezuges der Krankenrente sei weder eine

Beitrags— noch eine Ersatzzeit° Das gelte auch für die
mgestellte Witnenrenteo Insbesondere komme diese Zeit

nicht weh @ 54 N ° 4 EKG in der Fassung des KnVKG (n„la)

als Er atzzeit in Betracht‚ denn es handele sich nicht um

eine an den Kriegsdienst anschließende krankheit oder unVe1—

schuldete Arbeitslosigkeito Zwar sei der Versicherte nicht

mehr in der Lage gewesen, seinen Lehrhauerberuf wieder

1zunehmen° Es habe jedoch ein guter Grad an Erwerbs fähig{ä

keit und insbesondere die Fähigkeit bestanden‚ die vom

25° Oktober bis 25° November 4949 tatsächlich ausgeübte

ät igkeit bei der Post zu verrichteno Daran änders der !
Umstand nichts, daß der Versicherte diese Tätigkeit wegen

der geringen Entlohnung aufgegeben habe° Aueh die Anrechnung

als Ausia llzeit nach5 57 Nr„ 5 EKG n F komme nicht in

Betracht" In der damaligen Krankenrente sei eine Zurech nunge—

zeit im Sinne des @ 58 EKG n„F„ nicht enthalten gewesen°

Eine Anrechnung nach 5 57 Nr° 6 EKG idF des Rentenver—

’sieherung s—Ändeerungsb esetzes (4965) keine schon deshalb

nicht in Betracht‚ weil diese Vorschrift nur für Versiche—

rungsiälle gelte7 die nach dem 54° Bezember 4956 eingetreten

seiena Auch die Anrechnung einer Ausfallzeit nach 5 57
Nr„ 4 RPG noF„ scheide aus‚ denn abgesehen davon, daß im

September 4949 ein versicherungspflichtiges Beschäftigungs—
tei_éiltnis nicht unterbrochen werden sei, sei auch die

r)

ßr‘eit=un1ehimkeit nicht in Nachweisen beschei1:igt„ Se211ic —
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lich komme auch eine Ausfallzeit nach 5 57 Nr° 5 EKG n„l?°

wegen Arbeitsloeigkeit nicht in Betracht, und zwar ein—

mal weil kein versicherungspflichtiges Beschäftigungs—

verhältnis unterbrochen werden sei und zum anderen7 weil

die Arbeitslosigkeit vor dem 4° Oktober 4927 gelegen habe„

Die Beschäftigungsze1t vom 25; Oktober bis 25° November

4949 bei der Post könne nicht als Beitraészeit angerechnet
werden° Dabei könne dahingestellt bleiben, ob diese

Tätigkeit ihrer Art nach der Invalidenvereicherung oder

der Ängestelltenversichernng zuzuordnen gewesen sei° In

beiden Versicherungszweigen sei der Versicherte wegen
Bezuges der Invalidenrente nach 5 4236 RVG, @ 8 des
Versicherungsgesetzes für Angestellte (VfA) nicht ver—
sicherungepflidhtig gewesen„ Für die Zeit seien im
übrigen auch Beiträge weder zur lnvälidenvereicherung

noch zur Angestelltenver31cherung nachgewiesen oder glaub—

haft gemacht„

Der Klägerin stehe für die Rentenbegugszeit vom 4„ Januar

4957 an eine Zurechnungszeit nach @ 58 EKG n„F° nicht zu„
Es bestehe kein Anhaltspunkt dafür, daß deriVersicherte

über den 54° Dezember 4920 hinaus invalide gewesen oder

zu einem späteren Zeitpunkt erneut inValide geworden sei°
lm Zeitpunkt der Vollendung des 55° Lebensjahres habe der
Versicherte‚lediglich die lnvalidenpension bezogen, die

eine Zurechnung52eit nicht anslöse°

Auch die Beschäftigungszeit vom 4‚ Oktober 4945 bis zum
49° April 4945 als Bürogehilfe könne nicht als Beitrags—

zeit angerechnet werden„ Die für diese Zeit entrichneten

Beiträge habe die Ruhrknappschaft in dem Bescheid vom

27„ Januar 4954 als rechtsunwirksam beanstandet° Dazu

sei die Enhrknappschaftnachdemzum5 4544g eve abge—
achlossenen Wanderversioherungsabkommen vom 42° Juni 4944

berechtigt gewesen° Die Frist für die Beanstandung der

..'7.._
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Beiträge sei noch nicht abgelaufen gewesen, da die Quit—

tungskarte, in der die Beiträge verzeichnet seien, erst

am 12, Oktober 1950 aufgerechnet werden sei, Pflichtbe;—

träge zur Angestelltenversicherung hätten für die Ver—

sicherten nicht entrichtet werden dürfen, weil der Ver—

s1cherte eine Invalidenpension nach dem EKG bezogen habe

und nach 5 43 des Angestelltenversicherunvsgesetzes (AVG)

in der damals geltenden Fassung versicherungsfrei gewesen

sei° Die Beiträge könnten auch nicht nach 5 490 AVG in
Verbindung mit @ 44#5 b RVG als Pflichtbeiträge zur Inva—

lidenversicheiung angesehen werden, denn nach der Art der

Beschäftigung sei der Versicherte nicht invalidenversiche—

rungspflichtig gewesen° Die Beiträge könnten schließlich

auch nicht nach @ 490 AVG in Verbindung mit €; ’IW+6 eve
in der damals geltenden Fassung als freiwillige Beiträge

angerechnet werden° Dabei könne dahingestellt bleiben,

ob sie ven der Klägerin zurückgefordart werden seien° Die

i1rtümlich als zur Pflichtversicherung entrichteten Bei—

träge könnten nur zu dem Versieherungszweig, zu dem sie

tatsächlich entrichtet worden seien, als für die Selbstver—

sicherung oder Weiterversicherung entrichtet gelten, im

vorliegenden Fall also zur Angestelltenversicherung° Eine

„Anrechnung als Beiträge zur Selbstversicherung scheide

aber nach 5 2? AVG in Verbindung mit @ 4243 EVO aus, weil

der Versicherte im Zeitpunkt der Beitragsentrichtung das

40„ Lebensjahr bereits vollendet gehabt haben Nach_5 2? AVG
in Verbindung mit @ 424M EVO sei die Weiterv rsicherung nur

in einem Versicherungszweig zulässig gewesen, zu dem

mindestens ein Beitrag auf Grund der Versicherungspflicht*

entrichtet werden sei, Da der Versicherte aber keinen wirk—

samen Pflichtbeitrag zur Angestelltenversicherung ent—

richtet habe, sei er auch nicht berechtigt gewesen, sich

in der Angestelltenversicherung ueiterzuversicherno
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Das Begehren der Klägerin, für die Zeit vom 2° März
4924 bis zum

501 Juni 4926 Beiträge zur knappschaft—

lichen Rentenversicherung statt zur Invalidenversiche—

rung anzurechnen, sei unbegründet° Aus der Kataster—

karte der Ruhrknappschaft ergebe sich, daß damals keine

Beiträge zur Pensionsversicherung der Arbeiter, sondern

nur Beiträge zur Invalidenversicherung entrichtet
werden seien° Das sei darauf zurückzuführen, daß nach

dem bis zum 4„ Juli 4926 geltenden Recht derjenige

nieht vers1cherungspflichtig gewesen sei, der die”

Versicherungsleistungen bereits erhalten habe°

Die beschäftigungslosen-Zeiten (45 Monate) in der Zeit

vom 20 März 4924 bis zum 300 JUni 4926 sow1e vom

4„ Juli 4926 bis zum 26° März 4955 könnten nicht als

Versicherungs2eiten angerechnet werden° Ersatzze1ttat7
bestände seien offensichtlich nicht gegebenolAber

auch als Ausfallzeiten könnten diese Zeiten nicht

angerechnet werden° Die Erwerbsloeigkeit im November

4925 scheide schon deshalb aus, weil Zeiten äer Ar—
beitsiosigkeit vor äem 4° Oktober 4927 nach der Recht»
Sprachung nicht angerechnet werden könnten„ Während

der übrigen 42 Monate sei äer Versicherte zwar ar—
beitsunfähig krank gewesen, so daß sie nach 5 57
Nr° 4 EKG noF° Ausfallzeiten seien° Da die Ruhrknappe

schaft aber pauschal 28‘Monate als Ausfallzeit ange—

rechnet habe, müsse es hierbei verbleiben, weil für
den Versicherten nicht mindestens weitere 47 Monate

als Ausfallzeit nachgewiesen weräen könnten°

Die Zeit der lnhaftierung des Versicherten vom

4° April 4935 bis Ende September 4959 UDd die an«
echließende beschäftigungslose Zeit könne nicht als
Versicherungszeit angerechnet werden° Eine Ersatzzeit

komme nach dem Wortlaut des 5 54 EKG n„F° schon von

_9‚_
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40„

44°

vornherein nicht in Betracht‚ Aber auch eine Ausfallzeit

nach 5 57 Nr„ 5 EKG nd?° liege nicht vor° Der Versicherte

sei während der Zeit der Inhaftierung nicht arbeitslos ge—

wesen‚ denn er habe der Arbeitsvermittlung nicht zur Ver—

fügung gestanden° Während der anschließenden Zeit bis zum

49° Februar 4942 sei‘der Versicherte zwar arbeitslos und

beim Arbeitsamt gemeldet gewesen7 auch habe er entsprechende

Leistungen bezogen° Die Anrechnung als Ausfallzeit scheitere

aber daran, daß diese Arbeitslosigkeit kein versicherungow

pflichtiges Beschäftigungsverhältnis unterbrochen habe,

sondern sich an eine nicht verfolgungsbed1ngte Haftzeit

angeschlossen habe;

Die Zeit der Arbeitslosigkeit vom 20° April 4945 bis

48„ Juni 4947 könne ebenfalls nicht als Ausfallzeit ange—

rechnet werden, weil sie nicht eine versicherungspilichtige

Beschäftigung unterbrochen habe„ Sie schließe sich vielmehr

an eine Beschäftigungszeit an, die wegen des Bezuges der

InValidenpension versicherungsfrei gewesen seio Ber Wog£all

des die VersicheIuhgsfreiheit begründenden @ 4} AVG mit
Wirkung vom 4° {uni 4945 an habe sich auf das an 49° April

4945 beendete Beschäftigungsverhältnis nicht mehr auswirken

können° Die Voraussetzungen des @ 57 Nr° } EKG noFe seien

auch nicht deshalb erfüllt‚ weil der Versicherte vor dem

4° Oktober 4945 versicherungspflichtig beschäftigt gewesen
sei°

Für die Zeit vom 4° Juli 4949 bis zum 50° September 495

lägen zwar die Voraussetzungen des"@ 57 Nr° 5 EKG n„F‚ vorn

Jedoch könnten diese 45 Monate nicht angerechnet werden,

weil sie zusammen mit den weiteren nachgewiesenen Ausfall—

zeiten von 42 Monaten nicht die angerechnete pauschale

Ausfallzeit von 28 Monaten erreichtenc
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Da die Beklagte sich nicht davon zu überzeugen brauche,

daß sie die Witwenrente mit den Bescheiden vom 27„ Jänuar

4954 und 5„ September 4958 zu niedrig festgesetzt habe,

komme es nicht darauf an‚ ob die erhobene Einrede der

Verjäirung begründet oder — wie die Klägerin meine —
arglist1g 8910

Die Klägerin hat dieses Urteil mit der « vom LSG zuge—

lassenen — Revision angefochtene Sie ist der Ansicht, die

Voraussetzungen des 5 4744 Abso 4 Nr„ 6 BVG für eine Neu—
feststellurg lägen vor‚ denn sie habe erst im Juli 4964

von der Beklagten einen Kontoauszug erhalten, der sie in

die Lage versetzt habe‚ Nachforschungen über die Lücken

im Vereioherungsleben ihres Ehemannes anzustellen° Ihre

Witwenrente sei aus folgenden Gründen zu niedrig festgee

stellt werden:

4„ Die Zeit vom 50° März 4949 bis zum 40° Oktober 4949

sei auf Grund des 5 60 der Satzung des Allgemeinen
Knappschaftsvere1ns zu Bochum sowie auf Grund des

5 5 Abs„ 5 des Preußischen Knappschaftskriegsgesetzes

vom 26° März 4945 als renteneteigernde Zeit vom
4„ Dezember 4950 an zu berücksichtigen„ Die 55 4256,
4445 EVO hätten für die Versicherung bei Sonderan—

stalten nicht die Möglichkeit ausgeschlossen, Pflicht5

oder freiwillige Beiträge zu entrichten° Im übrigen
habe das Vorliegen Von Invalidität nicht die Mögliche
keit ausgeschlossen, Beiträge zur Angestelltenver—

sicherung zu entrichteno
?

2° Die Zeit des Bezuges der Krankenrente vom 44„ Oktober

4949 bis zum 24° Oktober 4949 sowie vom 26° November

4949 bis zum 34„ Dezember 4920 sei nach 5 60 der
Satzung des Allgemeinen Knappschaftsvereins zu Bochum

als rentensteiger■de Zeit _anzurechnen° Im übrigen sei

nach S 1509 nvo (4911)‚ der nach 544572 Abs„ 2 Nr„ 7 nvo

i qq _
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auch für Sonderanstalten gegolten habe, die Zeit des
Bezuges einer Krankenrente anzurechnen, sofern anstelle

der Krankenrente erneut eine Invalidenrente zu gewähren

gewesen ‚sei° Diese Vorschrift finde deshalb Anwendung,

weil nach Wegfall der vorläufigen Krankenrente am 54° De—

zember 4920 erneut dauernde lnvalidenrente vom 4° Januar

4924 an gewährt werden sei„ Im übrigen sei die Zeit des
Bezuges der Krankenrente auch nach 5 54 Nr„ 4 EKG n°B°
für die Zeit vom 4° Januar 4957 an als Ersatzzeit anzu—
rechnen, da es sich hierbei um eine an den Kriegsdienst

anschließende Krankheitszeit gehandelt habe„ Auch sei es

eine an den Kriegsdienst anschließende unverschuldete

Arbeitslos1gkeit° Ebenfalls müsse es möglich sein, diese

Zeit als Ausfallzeit nach 5 57 Nr° 4 EKG n°P„ anzurechncn,

denn die Krankheit habe ein versicherungspfliohtiges Be—

schäftigungsverhältnis‚ das vor der Militärzeit gelegen

habe‚ unterbrocheno Spätestens aber mit der Beendigung

der einmonatigen Beschäftigungszeit beim Postamt im Novem—
ber 4949 sei eine versicherungspflichtige Beschäftigung

infolge Krankheit unterbrochen gewesen„

Die nachgewiesene Beschäftigungszeit vom 25° Oktober bis

25„ November 4949 sei als Beitragszeit in der Angestellten«

versicherung zu berücksichtigen‚ denn der Versicherte sei

während dieser Zeit nicht versioherungsfrei, sondern ver—

sicherungspflichtig in der Angestelltenversioherung ge—

wesen° Das LSG habe deshalb zu Unrecht eine Beitragsent—

ichtung weder als nachgewiesen noch als glaubhaft gemacht

ehe

H

il’3«€ U
} Do

09

e Zeit vom 25° September 4948 bis zum 26„ Oktober 49%5

s=i für die Rentenbezugszeit vom 4° Januar 4957 an gemäß

54 RPG nal?° als Zurechnungszeit zu berücksichtigen„ Der

Versicherte sei während dieser Zeit berufsunfähig gewesen°

estens aber müsse die Zeit vom 20° September 4948 bis

_ qg _
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zum 54„ Dezember 4920, während der der Versicherte die

Invelidenpension und Krankenrente bezogen habe, als

Zurechnungszeit angerechnet werden„
4

Die Beschäftigungszeit vom 4„ Oktober 4943 bis zum

49° April 4945 müsse als Beitragszeit in der Angestellten—
versicherung berücksichtigt werden„ Der Versicherte sei

während dieser Zeit wegen des Bezuges der Invaliäenpen—

sion nicht versicherungsfrei gewesen„ Berufsunfähigkeit

im Sinne der Angestelltenversicherung habe nicht vorge—
legen„ Die Ruhrknappscheft habe die geleisteten Beiträge

daher zu Unrecht beanstendet° Mindestens seien sie als

Beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung rechtswirk—

eam„ Der Versicherte sei berechtigt gewesen, sich in der

Angestelltenversicherung weiterzuversichern, denn er habe

im Oktober un■ November 4949 als Angestellter bei der

Post zwei wirksame Monatsbeiträge entrichtet°

Die Beschäftigungszeit Vom 2° März 4924 bis zum 50„ Juni

4926 sei als Beitragszeit in der knappschaftlichen Renten—

versicherung und nicht als Beitragszeit in der Invaliden—

versicherung anzurechnen„ Die Stammkarte der Beklagten

sei kein geeignetes Beweismittel für das Gegenteil7 denn

es stehe fest, daß die Eintragungen zu anderen Punkten

unrichtig seien° Der Versicherte sei während dieser Zeit

auch nicht nach den 55 28, 406 der Satzung des Allge—
meinen Knappschaftsvereins zu Bochum in der knappschaft—

lichen Pensionsversicherung versicherungefrei gewesen,

denn nach @ 29 Abs° 2 Nr° 2 dieser Satzung habe die Be—

schäftigung außer in den dort genannten — und hier nicht

vorliegenden — Fällen die Versicherungspflicht begründete

Die in der Zeit vom 2° März 4924 bis zum 50„ Juni 4926

liegende Zeit der Unterbrechung des Beschäftigungsverhält—

nisses von insgesamt 8 Monaten sei als Ersatzzeit anzu—
rechnen° lm Nonat November 4923 sei der Versicherte

„ q; _
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— entgegen der Feststellung des LSG — nicht arbeitslos

gewesen‚ denn er sei nach dem Arbeitsbuch in der Zeit von

1912 bis 1951 ununterbrochen beschäftigt geWesen° Es müsse

Vielmehr unterstellt werden, daß es sich im November 1923
ebenfalls um eine Krankheitszeit gehandelt habe° Die An—

rechenbarke1t dieser Zeiten ergebe s1ch aus 5 60 der Satzung

des Allgemeinen Knappschaftsvere1ns zu Bochum, wonach Zei—

ten des Bezuges von Krankengeld rentensteigernd anzurechnen

seien° Im übrigen schreibe auch @ 57 Nre 1 EKG n°3„ für
die Rentenbezugezeit vom 1° Januar 1957 an die Anrechnung

der Krankheitszeit als Ausfallzeit vor„

Das zu Nr, ?.Gesagte gelte ebenfalls für die in der Zeit

vom 1° Juli 1926 bis zum 25° März 1935 liegenden Krank—

heitszeiten von insgesamt 5 Kalendermonaten°

Die Zeit vom 50° September 1959 bis zum 18° Beb1uar 1942

sei für die Rentenbezugszeit vom 1° Januar 1957 an als
Ausfallze1t anzurechnen‚ denn es handele sich um eine Zeit

der Arbeitslosigkeit im Sinne des 5 57 Nr„ 5 EKG n„Fo

Selbst wenn man unterstelle‚.daß die Zeit der Inhaftierung

keine Zeit der Arbeitslosigkeit sei7 so könne diese Ze t

doch nicht dazu führen, die Unterbrechung des Beschäfti—

gungsverhältnisses für die anschließende Zeit der Arbe1ts=

losigkeit zu verneinen°

Auch die Zeit vom 1° Mai 1945 bis zum 18; Juni 1947 sei
als Ausfallzeit anzurechnen, denn der Versicherte sei

während dieser Zeit arbeitslos gewesen° Das gelte auch

dann‚ wenn man unterstelle, daß der Versicherte vorher

nicht versicherungspflichtig beschäftigt gewesen sei, denn

es sei — entgegen der Ansicht des LSG — nicht erforderlich,

daß sich die Zeit der Arbeitslosigkeit unmittelbar an ein

versicherungspflicht;ges Beschäftigungsverhältnis an—
schließe°

_ qn _
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44° Für die Zeit vom 4° Juli 4949 bis zum 50° September 4950

habe auch das LSG anerkannt, daß die Voraussetzungen des

5 57 Nr„ 5 EKG n„F„ vorlägen° Diese Zeit sei als Ausfalle
zeit anzurechnen, wenn auch die übrigen geforderten

Ausfallzeiten anrechenbar seien und damit die pauschale

Ansfallzeit von 28 Monaten überschritten werde°

Die Klägerin beantragt,

die Beklagte und die Beigeladene kostenpflichtig

zu verurteilen,

4‚ die Militärzeit des verstorbenen Ehemannes der

Klägerin vom 500 März 4949 bis zum 40° Oktober

4949 als Ersatzzeit für die Rentenbezugszeit

vom 4° Dezember 4950 an anzurechnen;

20 die Zeit, in welcher der verstorbene Ehemann

der Klägerin Krankenrenta bezogen hat, nämlich

die Zeit

a) vom fm Oktober 49/19bis zum 24‚ Oktober 4949
und

b)‚vom 26° November 4949 bis zum 54„ Dezember

4920 als Ersatzzeit für die Rentenbezugszeit

vom 4° Dezember 4950 an anzurechnen,

hilfsweiee für die Bentenbezugszait vom

4° Januar 4957 an;

3° die Zeit der Angestelltentät1gkeit des verstorbenen

Ehemanns der Klägerin als Pflichtversicherungszeit

vom 25° Oktober bis zum 25° November 4949 mit

Wirkung vom 4„ Dezember 4950 an anzuerkennen;

4° die Zeit vom 29° September 4948 (Tag der Ver—
wunäung) bis zum 26° Oktober 4945 (Vollendung

des 55° Lebens9ahres) als Zureehnungézeit vom
4° Januar 4957 an anzureohnén;
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die Zeit vom 4° Oktober 4343 bis zum 49° April

4945 mit Wirkung vom 4° Dezember 4950 an als

Pflichtversicherungszeit in der Angestellten—

versicherung a■zuerkennen‚

hilfsweise als freiwillige Vers10herungsze1t;

die Zeic vom 2° März 4924 bis zum 50„ Juni 4926

statt in der Rentenversicherung der Arbeiter

in der knappscheftlichen Rentenversicherung

als Pflichtversicherungszeit für die Renten—

bezugszeit vom 4° Dezember 4950 an anzurechnen;

die in der Zeit vom.2° März 4924 bis zum
30° Juni 4926 liegenden Unterbrechungszeiten

als Ersatzzeiten mit Wirkung vom 4° Dezember

4950 an anzurechnen, nämlich

8) vom 4° November 4925 bis zum 50° Növember 4925
(4 Monat}

b) vom 25„ März 4924 bis zum 54„ Mai 4924

(2 Monate)

c) vom 54° Oktober 4924 bis zum 4° Dezember 4924
(4 Menet)

@) vom 50„ April 4925 bis zum 22„ Juni 4925

(4 Monat}

e) vom 26° September 4925 bis zum 4° Januar 4926

(5 Monace)

insgesamt 8 Monate;

die in der Zeit vom 4° Januar 4927 bis zum 25° März

4955 liegenden Unterbrechungszeiten mit Wirkung vom
4° Dezember 4950 an als Ersatzze1ten anzurechnen,

nämlich

_ 46 _
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a) vom 4„ April 4928 bis zum 9° Mai 4928

(4 Monat)

b) vom 44„ Mai 4929 bis zum 4° August 4929
(2 Monate)

0} vom 45° Februar 4952 bis zum 46° April 4952
(4 Monat)

e) vom 25° September 4955 bis zum 2. November 4955

(4 Monat)

insgesamt 5 Monate;

9° bis 44° folgende Zeiten der Arbeitslosigkeit des verstor—

benen Ehemanns der Klägerin als Ausfallzeiten

anzureohnen‚ und zwar mit Wirkung vom 40 Januar

4957 an, nämlich

90 vom 50° September 4959 bis zum 48° Februar“4942g

40° vom 4° Mai 4945 bis zum 48= Juni 4947;

44° vom 4° Juli 4949 bis zum 50° September 4950a

Die Beklagte und die Beigeladene beantragen‚

die Revision der Klägerin zurückzuweisen°

Sie halten das angefochtene Urteil im Ergebnis und in der
Begründung für richtig und sind der Ansicht‚ die ReviSion

der Klägerin sei unbegründet° Die Beklagte hält ausdrück—

lich die Einrede der Verjährung aufrechta

II

Der Senat kann gemäß 5 424 Abs° 2 SGG ohne mündliche Verhand—

lung entscheiden, weil die Beteiligten Sich übereinstimmend

damit einVerstanden erklärt haben„

_ 47 _
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Die zulässige Revision der Klägerin hat keinen Erfolg;

das LSG hat mit der Zurückweisung der Berufung mit Recht
das die Klage abweisende Urteil des BG bestätigte Lie

Klägerin hat keinen Anspruch auf eine höhere als die fest—

gestellte Witwenrente°

Dem angefochtenen Urteil ist auch darin Zuzustimmen‚ daß

die Berufung der Klägerin auch insoweit nicht nach 5 446 SGG
ausgeschlossen ist, als es sich um die Höhe der Witwenvoll—

rente für die Zeit bis zum 54° Dezember 4956 handelt° Wenn

auch die Rentenhöhe für die Zeit bis zum 54° Dezember 4956

und für die Zeit danach in zwei verschiedenen Bescheidcn

festgestellt werden ist, so handelt es sich doch nicht um

ZUGl verschiedene Streitgegenstände, für die die Statthaftig—

keit der Berufung unterschiedlich beantwortet werden könnten '

Einheitlicher Streitgegenstand ist die Höhe der zeitlich

unbegrenzten Witwenrente, für die lediglich für die Zeit

bis zum 54° Dezember 4956 andere Vorschriften gelten als

für die Zeit danach„ Allerdings kann die Begründethcit des

Anspruchs für die beiden Zeiträume unterschiedlich zu
beurteilen sein°

Die Höhe der Witwenvollrente für die Zeit bis zum 54° De—

zember 4956 ist mit dem von der Klägerin nicht rechtzeitig

angefochtenen Bescheid vom 27° Januar 4954 bindend festge—
stellt worden‚ so daß eine Neufeststellung nur dann in

Betracht kommt, wenn entweder die Voraussetzungen des

% 4744 EVO oder die des 5 95 Abel 4 EKG vorliegen° Es

sprechen viele Gründe für die Annahme des LSG„ daß weder

% 474A RVO noch 5 95 Abs„ 4 EKG die Neufeststellung der
Witwenvollrente für die Zeit bis zum 54° Dezember 4956

rechtfertigeno Gegen die Anwendbarkeit des @4744 Abso 4
Nr„ 6 EVO spricht schon die Tatsache, daß die Buhrknepp—

schaft den Inhalt des der Klägerin im Juli 4964 ertei ten
Kontoauszuges bereits bei der Bescheiderteilung am
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27° Januar 4954 berücksichtigt hat° Da die von der Klägerin

geltend gemachten Versicherungszeiten — wie noch auszu—
führen sein wird — sogar nach dem für die Klägerin günsti—

geren KnVNG nicht anrechenbar sind und der Bescheid vom 27° Ja—

nuar 4954 also nicht offensichtlich unrichtig ist, liegen

auch die Voraussetzungen des 5 95 Abs° 4 EKG nicht vera
Die Frage nach der Anwendbarkeit des 5 4744 Abs" 4 Nr° 6

BVG und des 5 95 Abs° 4 EKG braucht indessen nicht ab—
schließend entschieden zu werden‚ denn insoweit ist die von
der Beklagten erhobene Einrede der Verjährung begründet°

Nach @ 442 Abs„ 4 EKG in Verbindung mit 5 29 Abs° 5 BVD
waren die bis zum 54° Dezember 4956 fällig gewordenen und

nicht ausgezahlten Ansprüche auf eine höhere Rente — ihr

Bestehen unterstellt — schon bei der ersten Geltendmachung

weiterer Versicherungszeiten durch die Klägerin am 25° Okto—
ber 4964 verjährt° Es ist kein Anhaltspunkt dafür erkennbar‚

daß die Erhebung der Verjährungseinrede durch die Beklagte

gegen Treu und Glauben verstößt oder ermessensfehlerhaft

ist° Insbesondere kann — entgegen der Ansicht der Klägerin —
nicht angenommen werden, daB die Beklagte mit der Erhebung

der Verjährungeeinrede arglistig handelt°

Materiell zu prüfen bleibt daher nur die Frage, ob die

Beklagte für die Zeit vom 4° Januar 4957 an eine höhere als

die gewährte Witwenrente iestzustellen hat, wobei dahinge—

stellt bleiben mag‚ ob nicht auch.insoweit die Einrede der

Verjährung teilweise durchgreii‘t°

Das LSG ist zu Unrecht davon ausgegangen, daß die Klägerin

nur unter den Voraussetzungen des‚5 95 Abs° 4 EKG eine Neu—

feststellung ihrer Rente auch für die Zeit nach dem 4° Januar

4957 Verlangen könne° Der Umstellungsbescheid vom 5° Septem—

ber 4958 ist » entgegen der Ansicht des ESG
— nicht nach

5 77 SGG bindend geworden° ZWar handelt es sich bei dem

Umstellungsbescheid um einen der Bindungswirkung fähigen
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Verueltungsakt (vgl° BSG 45, 85‚ 85 = SozR Nr° 2 zu € 4654
EVO), denn er enthält nicht nur eine bloße Mitteilung über
die Bentenumstellung, sondern euch eine Rentenberechnung

und let insgesamt als Feststellungsbescheid im Sinne des

5 494 EKG zu werten° Aus % 496 EKG ergibt sich7 daß der
Bescheid förmlich zuzustellen ist (vgl° hierzu auch BSG in

SozB Nr° 6 zu € 87 SGG}° Die Zustellung des Umstellungsbe—

scheides an die Klägerin kann aber nicht festgestellt werden°

Die Widerspruchsfrist des 5 84 Abs° 4 SGG konnte daher nach
5 6@Abs° 4 SGG nicht zu laufen beginnen, denn der Bristbe—
ginn setzt die Zustellung voraus° Die Klägerin hat ihr
Recht‚ den Umstellungsbescheid mit dem Widerspruch anzu—
i"echten7 auch nicht nach 5 242 des Bürgerlichen Gesetzbuches
(BGB) verloren‚ insbesondere ist es nicht verwirkt° Die

verwirkung des Anfechtungsrechts setzt voraus‚ daß neben dem
Zeitablauf weitere Umstände hinzutreten‚ die das späte

Geltendmachen des Rechts mit der Wahrung von Treu_und Glauben

als nicht vereinbar erscheinen lassen (vgl° BSG 54, 244 4

= SozB Nr„ 44 zu % 242 BGB), Im vorliegenden Fall sind aber
außer dem Zeitablauf keine Umstände erkennbar, aus denen

die Beklagte und ihre Rechtsvorgängerin hätten entnehmen

können7 daß die Klägerin den Bescheid nicht anfechten wolle°

Konnte die Klägerin also den Umétellungsbescheid im Jahre

4964 noch anfechten‚ so kommt es für die Entscheidung nicht

darauf an, ob die Voraussetzungen des @ 95 Abs° 4 EKG vor—'
liegen und die Beklagte sich von der Unrichtigkeit des Um—

stellungebescheides überzeugt oder überzeugen Muß, sondern

entscheidend ist, ob der Umstellungsbescheid objektiv richtig
r

oder unrichtig ist°

Nach Artikel 2'55 23, 24 Abs° 5 KnVNG ist die umgestellte
Wituenvollrente nach @ 69 Abs° 2 EKG in der Fassung des
KnVNG zu errechnen und beträgt 6/40 der nach 5 53 Abs° 3 EKG
in der Fassung des KnVNG berechneten Versichertenrente„ Für

ie Berechnung der umgestellten Wituenrente scheiden also
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alle Vorschriften außerhalb des KnVNG und der darin be—

zogenen Bestimmungen aus, insbesondere solche Vorschriften,

die im Zeitpunkt der Umstellung am 4° Januar 4957 nicht

mehr in Kraft waren° Das gilt insbesondere für die von
der Klägerin zur Rechtfertigung ihres Begehrehs mehrfach

zitierte Satzung des Allgemeinen Knappschaftsvereins zu

Bochum, für das Preußische Knappechaftsgeeetz von 4942 so—
wie für das Knappschaftskriegsgesetz vom 26o März 4945“

Nach den früheren Vorschriften richtet sich lediglich die
Frage, ob Beiträge wirksam entrichtet worden sind und ob

insbesondere Versicherungspflicht oder Versicherungsbe—

rechtigung vorlag°

4° Die Zeit vom 50. März 4949 bis zum 40° Oktober 4949

kann nicht als Ersatzzeit nach S 54 EKG angerechnet
rerden‚ wie das LSG zutreffend entschieden hat„ Nach

der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts —BSG—(vgl°

8023 Nr„ 5 zu @ 449 Ausbaugesetz vom 24042„4957) soll
die Ersatzzeitenregelung den Versicherten versiche—
rungsrechtlich so stellen, wie er ohne den Ersatzzeit—

tatbestand gestanden hätte° Fehlt die Kausalität zwi—

schen Verlust von Beitragszeiten und dem Ersatzzeittat—

bestand, weil der Versicherte auch ohne diesen Ersatz—

zeittstbestand keine Beiträge hätte entrichten können,

so kann ihm in der Förm der Ersatzzeit auch kein Aus—

gleich für eine während des Ersatzzeittatbestands unter—

lassene Beitragsleistung gewährt werden° Da der Ehemann

der Klägerin in der streitigen Zeit invalide War und die

Invalidenrente in der Form der Krankenrente nach
\

5 4255 Absa 5 RVG (4944) bezog‚ war er in der Invaliden—

'versicherung nach 5 4256 EVO versichérungsfrei und nach

%4445EVOauch nicht berechtigt, freiwillige Beiträge
zu entrichteno Diese Vorschriften der BVG, die zWar nach

5 4572 EVO nicht kraft Gesetzes auf die Sonderanstalten
entsprechend*anzuwenden waren‚

gelten für den Allgemeinen
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Knappschaftsvere1n zu Bochum jedoch nach @ 69 der Satzung

entsprechend° Wäre der Ehemann der Klägerin danach in der

Streitigen Zeit auch ohne den Ersatzzeittatbestand nicht

in der Lage gewesen? Beiträge zur Invalidenversicherung zu
entrichten, so scheidet diese Zeit auch als Ersatzzeit in
der Rentenversicherung der Arbeiter aus° Allerdings hat

der Ehemann der Klägerin vor Beginn des Ersatzze1ttatbe—

standes nicht nur der Inva11denversicherung‚ sondern auch

der knappschaftlichen Pensionsversicherung der Arbeiter

angehörta Es ist deshalb zu prüfen, ob ihm nicht in diesem
Versicherungszweig durch den Ersatzze1ttatbcstand Beiträge

verlorengegangen sind° Für die knappschaftliche Pensions«

versicherung gab es keine den 554256, 44@5 BVD entsprecheneen
Vorschriften° Die Verweisung auf diese Vorschriften in

5 69 der Satzung galt nur für die Inva11denversicherung

und nicht für die knappschaftliche Pensionsversicherung„

Es kann zweifelhaft sein, ob — wie das LSG meint — aus
5 28 der Satzung zu schließen ist‚ daß der Ehemann der
Klägerin wegen seiner Mitgliedschaft als Berg1nvalide in
der PensionsverSicherung der Arbeiter nicht als aktives

Mitglied der knappschaftlichen Pensionsversicherung an;-g‚e===

hören konnte„ Auch ohne eine ausdrückliche Vorschrift muB

angenommenwerden, daß der in den 53 4256, 1445 EVO zum
Ausdruck kommende Grundsatz für die knappschaftliche
Pensionsversicherung entsprechend galt° Ist der Versichem

rungsfall für einen bestimmten Versicherungszweig bereits

eingetreten und bezieht der Versicherte die entsprechende

Leistung, so kann er weder verpflichtet noch berechtigt

sein, sich durch weitere Beitragsleistung für den bereits

eingetretenen Leistungsfall zu versichern° Zwar kennt das
heutige Versicherungsrecht auch die Versicherungspflicht

oder Versichernngsberecht1gung nach Eintritt eines bestimm—

ten Versicherungsfalles° Das ist aber darauf zurückzuführen?

daB es im heutigen Versicherungsrecht — im Gegensatz zu
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„ 22 „

früher — verschiedene, abgestufte Leistungsfälle gibt„

So ist nach Eintritt der bergmännischen Berufsfähigkeit

eine Versicherung für die Berufsuniähigkeit oder Erwerbs—
unfähigkeit durchaus sinmmll° Nach dem in der streitigen

Zeit geltenden Recht‘gab es in der knappschaftlichen
Pensionsveréicherung aber nur den Versicherungsfa11 der
Unfähigkeit

zur Berufsarbeit (Berginvaliditlelt)° War dieser

Ver5icherungsfall eingetreten‚ so gab es — im Gegensatz

zum heutigen Recht — keinen weiteren Leistungsfall‚ für

den eine weitere Versicherung hätte durchgeführt nerden

können° Das damalige Recht sah auch nicht — im Gegensatz

zu dem nach dem 4° Juli 4926 geltenden Recht (@ 80 Abs„ 4

EKG a°F„) — unter bestimmten Voraussetzungen eine Anrechnung
der nach Eintritt des Versicherungsfalls geleisteten Bei—

träge’vora Hätte man dennoch angenommen7 daß nach Eintritt

des Versicherungsfalles Versicherungspflicht oder Ver510he—

rungsberechtigung bestehen könne‚ so wären die danach ent—

richteten Beiträge ohne die rechtliche Möglichkeit geleistet

worden‚ jemals die Höhe der Leistung zu beeinflussen;«Das

frühere ReichsVersicherungsamt (BVA) hat deshalb in seiner
Entscheidung vom 4° Oktober 4925 (vgl° Kompaß 4926, 24)

die Ansicht vertreten‚ daß die nach Eintritt der Berginva—

lidität verrichtete Tätigkeit im Bergbau nur dann die

Vereicherungspilicht zur Pensionsversicherung begründen

könne, wenn der Versicherte nicht gleichzeitig die Inva—
lidenpension‘bezieht„ Der Bezug der Invalidenpension

schloß also auch nach der Ansicht des BVA die Entrichtung

von Beiträgen aus„ Hätten für den Ehemann der Klägerin

danach also in der streitigen Zeit Pflichtbeiträge oder

freiwillige Beiträge zur-knappschaitlichen Pensionsver—

sicherung‘auch dann nicht entrichtet werden können, wenn

der Ersatzzeittatbestand nicht vorgelegen hätte‚ so kommt
diese Zeit auch nicht £ür die knappschaftliche Bentenver—

sicherung als Ersatzzeit in Betracht„ Es mag dahingestellt
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„ 25 _

bleiben, ob der Versicherte berechtigt gewesen wäre, ohne

den Ersatzzeittatbestand Beiträge zur Angestelltenver—

sicherung zu entrichten, denn in diesem Versicherungszweig

kommt die Anrechnung einer Ersatzzeit schon deshalb nicht

in Betracht, weil der Versicherte vor Beginn des Ersatz—

zeittatbeStandes als Pflichtmitglied der knappschaftlichen

Pensionsversicherung und der Invalidenversicherung ange—
hört hatte° Der Gesetzgeber geht grundsätzlich davon aus,
daß der Versicherte ohne den Ersatzzeittatbestand weiter—

hin dem Versicherungszweig angehört hätte, zu dem er auch

vorher Pflichtbeiträge entrichtet hatte° Die theoretische

Möglichkeit der Bntrichtung von Beiträgen zu einem anderen

Versicherungszweig ist dabei unbeachtliéh und kann nach

5 50 Abs° 5 EKG nur dann von Bedeutung sein, wenn der Ver—
sicherte vorher nicht versicherungspflichtig beschäftigt

gewesen war und nach der Ersatzzeit innerhalb der dort

bestimmten Frist eine in diesem Versicherungszweig ver—

sicherungspflichtige Beschäftigung aufgenommen hat° Eine

Anrechnung der nach der Entlassung aus dem Kriegsdienst

liegenden Zeit vom 40° August bis zum 40° Oktober 4949

nach @ 5 Satz 5 des Preußischen Knappschaftekriegsgesetzes

vom 26, März 4945 scheidet schon deshalb aus, weil die

Anrechenbarkeit von Versicherungszeiten sich ausschließlich

nach dem EKG in der Fassung des KnVKG und nicht nach

längst außer Kraft getretenen Gesetzen richteto

Die Zeit des Bezuges der Krankenrente vom 44° Oktober 4949

bis zum 24° Oktober 4949 sowie vom 26, Ebvember 4949
bis zum 54° Dezember 4920 kann aus den unter 4° genannten

Gründen ebenfalls nicht als Ersatz2eit angerechnet werden,

unabhängig davon, ob ein Ersatzzeittatbestand im Sinne

des % 54 BKG\vorliegto Der Versicherte wäre auch ohne V r—

liegen eines Ersatzzeittatbestandes in dieser Zeit wegen

des Bezuges der Invalidenrente und der Invalidenpension
weder verpflichtet noch berechtigt gewesen, Beiträge zur
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InValidenversicherung oder zur knappschaftlichen Pensions—

versicherung der Arbeiter zu entrichten° Eine,Anrechnnng

als Ersatzzeit in der Angestelltenversicherung kommt auch

für diese Zeit deshalb nicht in Betracht, weil der Ver—
81cherte vorher als Pflichtmitglied der Invelidenversiche—

rung und knappschaftlichen Pensionsversicherung angehört

hatte° Auch eine Anrechnung als Ausfallzeit nach 5 57 EKG

kommt nicht in Betracht, denn diese Anrechnung setzt

— ähnlich wie die Ersatnzeit — voraus, daß durch den

Ansralltatbestand Beiträge ausgefallen sind, die der Ver-

sicherte ohne den Ausfalltatbestand entrichtet hätte° War

der Ver31cherte aber auch ohne den Ausfalltatbestand

weder verpflichtet noch berechtigt, Beiträge zu entrich—

ten, so ist der Ausfalltatbestend nicht ursädhlich dafür,

daß dem Vers;cherten Beitragszeiten verlorengegangeh

sind° Etwas anderes gilt lediglich für die AusfallZeiten

nach 5 57 N=n„ 5 und 6 EKG, weil diese Vorschriften gerade,

die Zeiten erfassen, in denen Wegen des Bezuges einer Rente

eine Beitragszeit ausgefallen ist, Eine Anrechnung nach

5 57 Nr„ 5 EKG scheidet indessen aus, weil in der dem
Versicherten gewährten Rentenleistung eine Zurechnungszeit

nicht enthalten gewesen ist„ Der Tatbestand des @ 57 Nr„ 6

EKG mag ZWar vorliegen, jedoch gilt diese Vorschrift nach

Artikel 5 @ 4 Abs„ 2 des Rentenversicherungs—Änderungs—

gesctzcs nur für Versicherungsfälle, die nach dem 54„ De—
zember 4956 eingetreten sind„ Im Vorliegenden Eall‚ist

der Versicherungsfall des Todes aber bereits im Jahre

4950 eingetreten, so daß 5 57 Nr„ 6 EKG nicht anzuwenden

ist„ Die Anrechnung der streitigen Zeit nach 5 60 der
Satzung des Allgemeinen Khappschaftsvereins zu Bochum

oder nach @ 1509 EVO (4941) kommt — entgegen der Ansicht

der Klägerin — schon deshalb nicht in Betracht, weil sich

die Anrechenbarkeit von Versicherungszeiten ausschließlich

nach dem KnVNG und nicht nach solchen Vorschriften richtet,

die längst außer Kraft getretqh sind„
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3° Die Beschäftigungszeit bei der Post vom 25‚ Oktober 4949

bis zum 25„ November 1949 könnte nur dann als Beitrags—

zeit angerechnet werden, wenn für die Versicherten auch

Beiträge entrichtet werden wären° Die Beitragsentrichtung

)ist eine Tatsache‚ deren Feststellung dem LSG vorbehalten

isn° Das LSG hat sich trotz des Nachweises einer Be—

schäftigungszeit nicht von einer Beitragsentrichtung

überzeugen könneno Es hat die Beitragsentr10htung weder

als nachgewiesen noch als glaubhaft gemacht angesehen°

Diese Entscheidung des LSG vollzieht sich in dem dem

Tatsachengericht vorbehaltenen Raum der freien richter«

lichen Beweiswürdigung, die nur auf entsprechende Rüge

hin vom Revisionsgericht darauf nachgeprüft werden kann‚

ob sie sich innerhalb der gesetzlich gésetzten Grenzen
hält° Es ist nicht erkennbar‚ daß das LSG den Begriff

der Glaubhaftmachung verkannt oder unrichtig angewandt

hat; insbesondere ist kein Anhaltspunkt dafür vorhanden7

daß das LSG für die Glaubhaftmachung mehr als die nach

@ 40 der Verordnung vom 5° März 196® (BGBl l„ 457) er«
forderl10he überw1egende Wahrsche1nlichke1t gefordert

hat" Wenn das LSG trotz der nachgewiesenen Beschäftigung

eine Be1tragsentrichtung nicht als überwiegend wahr--=

scheinlich angesehen hat, so hält sich das im Rahmen der

freien richterlichen Beweiswürdigung, denn unter den

gegebenen Umständen zwingen die feststehenden Tatsachen

nicht zu der Annahme7 eine Beitragsentrichtnng sei über—

wiegend wahrscheinlich° Das gilt auch dann‚ wenn man

unterstellt‚ daß der Vereicherte nicht versicherungsfrei

gewesen ist° Auch wenn man davon ausgeht, daß die Post

für alle“versicherungspflichti@en Arbeitnehmer ordnungs—
gemäß Beiträge entrichtet, so gibt es doch viele mög—

liche Erklärungen dafür, daß im Falle des Ehemanns der
Klägerin eine Beitragsentrichtung unterblieben sein

‘
:önnte° Abgesehen davon? daß nicht einmal feststeht‚ ob

der Ehemann der Klägerin von vornherein im Angestellten—
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verhältnis beschäftigt worden ist‚ könnte die Beitragsent—

‘richtung deshalb unterblieben sein‚ weil die Post wegen
des Rentenbezuges des Versicherten von seiner Versiche—

rungsfreiheit ausgegangen ist? wenn vielleicht auch nur
irrtümlicho Jedenfalls überschreitet diese Entscheidung des

LSG mit Rücksicht auf die Besonderheiten des Einzelfallcs

nicht die Grenzen des Rechts der freien richterlichen

Beweiswiirdiguncr°

4„ Die Zeit vom 2°° September 4918 bis zum 26° Oktober 4945

kann bei der erhöhten Witwenrente nicht als Zurechnungs—

zeit nach 5.58 EKG nal?° angerechnet werden„ Diese Voi—
schrift setzt voraus, daß der dort genannte Versicherungsv

fall der Berufsunfähigkeit oder Erwerbsdhfähigkeit bis zur
Vollendung des 55° Lebensjahres Iortbestanden hat° Das

ergibt sich schon daraus, daß nach % 58 REG n„F„ die
Gesamtzeit vom Eintritt des Versicherungsfalles bis zur‘

Vollendung des 55° Lebensjahres als Zurechnungszeit anzu—
rechnen ist° Das wird durch 5 57 Nr„ 5 EKG noF„ bestätigt,

denn Zeiten des Bezuges einer Rente‚ die vor Vollendung

des 55° Lebensjahres weggefallen ist„ Sind nic t nach

3 58 EKG n„F° als Zurechnungszeit‚ sondern allenfalls

nach 5 57 Nr„ 5 EKG „FD unter weiteren Voraussetzungen

als Ausfallzeit anzurechnen° Es ist aber bereits darauf

‘hingcwiesen werden, daß die Voraussetzungen dieser Vor—

schrift auch für die Zeit des Bezuges der Invalidenrente

deshalb nicht vorliegen, weil die Invalidenrente nicht mit

einer angerechneten Zurechnungszeit zusammenfiel° Es mag

dahingestellt bleiben7 ob es bei der Anwendung des @ 58

EKG n„Fq auf die vor dem ia Januar 4957 eingetretenen

Versicherungsfälle auf den Zeitpunkt des Eintritts

der Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit neuen
‚Rechts oder aber auf den Zeitpunktldes Eintritts der

Invalidität alten Rechts ankommt° Es ist kein Anhalt5w

punkt dafür vorhanden, daß der Versicherte über den

54° Dezember 1é20 hinaus inValide oder berufs— oder

„ 27 l
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erwerbsunfähig geblieben ist, Seine später unter Beweis

gestellte Fähigkeit, die von 4945 bis 4945 tatsächlich

ausgeübte Angestelltentätigkeit zu verrichten, schloß so—
wohl InValidität alten Rechts als auch Berufs— und Erwerbs—

unfähigkeit neuen Rechts auso Der Versicherte mag zwar
ununterbrochen berufsunfähig im Sinne des 5 55 EKG a„Fa

gewesen sein, jedoch kann dieser Versicherungsfall nicht

den in 5 58 EKG n°B„ genannten Versichernngsfällen gleich—

gestellt werden (vgl° hierzu SozR Nrn„ 4 und 2 zu 5 58 EKG)„

Die Beklagte hat mit Recht die Beschäftigungszeit vom

4„ Oktober 4945 bis zum49„ April 4945 nichtals Beitrags-—
zeit angerechnet° Zwar sind in dieser Zeit für den Ver«

sicherten Beiträge zur Angestelltenversichernng entrichtet

werden:) Diese Beiträge sind aber von der Buhrknappschaft

in ihrem Bescheid vom 27° Januar 4954 mit Recht als unwirkw

sam beanstandet werden° Da die Quittungskartea in denen die

Beiträge verzeichnet gewesen sind, erst am 42° Oktober 4950

aufgerechnet werden ist, war im Zeitpunkt der Beanstandung

die Z‘ehngjahresfrist des %;490 Abs. 2 AVG 853 noch nicht

abgelaufen° Die Buhrknappschaft war auch_zur Beanstandung

der zur Angestelltenversicherung entrichteten Beiträge

legitimiert„ Zwar ergibt sich das nicht unmittelbar aus dem

zu S 4544 @EVO a„F„ abgeschlossenen Wanderversicherungsw

abkommen vom 420 Juni 49446 Danach War die Buhrknappschaft

aber zur Feststellung und Leistung der Rente auch aus den

zu anderen Versicherungszweigen entrichteten Beiträgen /

zuständig° Sie mußte also auch über die Anrechenbarkeit

und die Wirksamkeit der zur Angestelltenversidherung ent—

richteten Beiträge entscheiden° Diese Entscheidungszustän—

digke1t schloß die Befugnis ein7 rechtsenwirksam entrich—

tete Beiträge zu beanstanden und bei der Feststellungwäer

Rente unberücksichtigt zu lassen„ Nach 3 45 AVG acF„ war
der Versicherte wegen des Beznges der lnvalidenpension

\

versichernngsirei, so daß Bilichtbeitrage für ihn nieht

\

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


„ 28 _

entrichtet werden durfte■= Die Versicherungsfreiheit trat
nach dieser Vorschrift wegen des Bezuges der Inva11den—

}
pen310n unabhängig davon ein, ob der Versicherte im Sinne

des AVG beruisunfähig waro Wenn die Invalidenpension zu—
nächst auch nicht nach dem EKG, sondern’naoh dem Preußi—

schen Knappechaftsgeeetz von'4942 und der Satzung des All—
gemeinen Knappschaftevereins zu Bochum gewährt worden ist„

so führte ihr Bezug doch ebenso zur Versicherungsfreiheit,

als wenn sie von Vorgherein nach äem EKG gewährt woräen

wäre, zumal Sie nach Artikel 27 EGRKG in eine Inval1den—

pension nach dem EKG übergeführt worden war° Die Beiträge

sind 3150 wegen der bestehenden Versicherungsfreiheit

zu Unrecht entrichtet werden und daher unwirksam° Sie

können auch nicht als Pilichtbeiträge zur Invalidenver—

sicherung gelten, denn der Versicherte war angesichts

seiner Angestelltentätigkeit nicht in der Invalidenver—

sicherung versicherungspflichtig° Die Beiträge sind

schließlich auch nicht als freiwillige Beiträge zur Ange—

stelltenversicherung zu werten° Zwar bestimmte @ 494
Abs„ 4 AVG a„F„‚ daß Beiträge, die in äer irrtümlichen

Annahme der Vergich31ungspflicht entrichtet werden sind

und nicht zurückgefordert weräen, als Beiträge zur Weiter—

versicherung oder Selbstversicherung gelten‚ wenn das

Recht dazu in der Zeit der Entrichtung bestanden hat° Der

Versicherte war aber zur Zeit der Beitragsentrichtung

in der Angestelltenversicherung nicht versicherungsbe—

rechti9to Nach 5 24 AVG aaF„ war die Weitervcrsicherung

nur möglich, wenn vorher mindestens 4 Beitragsmonete

auf Grund der Vers10herungspflicht zurückgelegt worden

waren„ Zwar waren auf diese 4 Monéte auch die zur inva—

lidenversicherung entrichteten Pflichtbeiträge anzurechnen,

jedoch mußte mindestens 4 Beitragsmonat in der Angestellten—

ver3i0herung zurückgelegt werden sein (vgl„ Dersch,

Kommentar zum AVG, 5° Aufl° 4926, Anno 5 a zu 5 247 S„ 292)=
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Der Versicherte hatte aber vorher keinen wirksamen Pflicht—

beitrag zur AngeStelltenversicherung entrichtet; daß die

Zeit vom 25„ Oktober bis 2°° November 1919 nicht als Bei—

tragszeit zur Angestelltenversicherung gewertet uerden

kann, ist bereits unter 5° dargelegt werdeno Da der Ver—

Sicherte zur Zeit der Beitragsentrichtung das #0„ Lebensjahr

bereits überschritten hatte, war er nach 5 22 AVG a„F„
auch nicht zur Selbstversicherung berechtigt° Die zur
Angestelltenversicherung entrichteten Beiträge können auch

nicht nach 3 1446 EVO a„F° als freiwillige Beiträge zur
Invalidenversicherung gelten (vglo BSG«Urte11 vom 26„5„1964

— 12/Ä RJ 138/61 —)„ Die Vorschrift des @ 1421 EVO nero,
deren Tatbestand im übrigen nicht vorliegt, findet auf die

Wirksamkeit bereits früher ausg93prochener Beitragsbean—

standungen keine Anwendung° Sind danach die zur Angestellten—

versicherung entrichteten Beiträge unwirksam und durfte die

Huhrknappschaft sie in ihrem Bescheid vom 27° Januar 1951

beanstanden, so können diese Beiträge nicht bei der Renten—

berechnung berücksichtigt werden°

Das LSG hat ausdrücklich festgestellt, daß in der Zeit vom
2° März 1921 bis zum 50° Juni 1926 Beiträge zur knappm

schaftlichen Pensionsversi0herung nicht entrichtet werden

Sind:; Diese Feststellung ist für den erkennenden Senat

nach 5 165 SGGbindend‚ denn die Klägerin hat sie nicht
mit einer begründeten Verfahrensrügeangegriffen° Die

Klägerin hat zwar vorgetragen, das LSG hätte seine Fest—

stellungen nicht auf die Stammkarte\der Ruhrknappschaft

stützen dürfen, weil diese auch im übrigen Fehler aufwewse°

Die Feststellungen des LSG beruhen aber nicht auf einer
Überschreitung des Rechts der freien richterlichen Beweis—

würdigungo Auch.wenn die aus der Zeit der Beitragssntrich—

tung vorhandenen Unterlagen des Versicherungsträgers nicht

in allen Funkten vollständig oder richtig sein sollten, so

sind sie doch ein wertvolles Beweismittel für die Frage„
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ob Beiträge entrichtet werden sind, zumal dann, wenn
das Fehlen von Beiträgen damit zu erklären ist, daß

der Versicherte wegen des Bezuges der InvalidenpenSion

als versicherungsfrei angesehen wurde° Es ist bereits

unter 4° darauf hingewiesen worden‚ daß nach der da—

ma11gen — von der Rechtsprechung gebilligten — Praxis

die während des Bezuges der Invalidenpension im Berg—

bau verrichtete Arbeit als versicherungsfrei ange—

sehen wurde (BVA in Kompaß 49267 24)„ Die Rentenbe—

scheide v0m 45° Dezember 4926 und 24° Mai 4955 zw1ngen
-unter diesen Umständen nicht zu der gegente111gen

%nnahme, zumal in diesen Bescheiden lediglich das
Gesamtdienstalter verzeichnet ist, das alle anrechen—

baren Zeiten einschließlich derjenigen umfaßt, die

nicht_mit Beiträgen belegt sind„

Es kann unterstellt werden‚ daß es sich bei den

beitragslcsen 45 Monaten in der Zeit vom 2° März 4924

bis zum25° März 4955 um nachgewiesene Ausfallze1ten

im Sinne des 5 57 Nr„ 4 RKG‘n°F„ handelt., Nach Artikel
2 € 9 Abs„ 2 KnVBGkann die nachgewiesene Ausfallzeit
aber nur dann angerechnet werden, wenn sie die pau—

schale Ausfallzeit von 28 Menaten übersteigt° Bas

ist jedoch nicht der Fall, denn diese Zeit von 45

Monaten ergibt zusammen mit den sonstigen nachgewie—

senen Ausfallze1ten (Vgl° unter 44°) keinen Zeitraum

von mehr als 28 Monaten°

Die an die Haftzeit‘anschließende Zeit der Arbeits—

losigkeit vom 50„ September“49ö9 his
zum 48° Februar

4942 kann nicht als Ausfallzeit im Sinne des 5 57
Nr° } EKG n„F„ angerechnet werden‚ denn nicht Sie,
sondern die Inhaftierung hat das versicherungspflich—

tige Beschäftigungsverhältnis unterbrocheno Das wäre

zuar dann unschädlich, wenn die Haftzeit ihrerseits

eine Ausfallzeit wäre° Das trifft jedoch nicht zu,
denn Während der Haftzeit War der Versicherte nicht
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arbeitslos (vgl„ BSG in SozR Nr° 39 zu @ 4259 RVO)„ Zwar
setzt die Unterbrechung des versicherungspflichtigen Be—

schäftigungsverhältnisses nicht voraus‚ daß die Arbeitslosig—

keit von Versicherungspflichtigen Beschäftigungen umrahmt

ist (vgl° BSG in SozR Nr. 4 zu @ 4259 EVO), jedoch muß der
Ausfalltatbestand sich unmittelbar an die versicherunge—

pflichtige Beschäftigung anschließen° Nur ausnahmsweise

— bei Vorliegen sogenannter Überbrückungstatbestände
—

genügt es, wenn der Ausfalltatbestand auf eine solche

Überbrückungszeit folgt, die’sich ihrerseits an die ver—
sicherungspflichtige Beschäftigung anschließt (vgl.° BSG in

SozR Nr@ 22 zu 5 1259 EVO)„ Die Zeit der Inhaftierung ist

aber kein solcher Überbriickungstatbestand°

In der Zeit vom 4, Mai 4945 bis zum 18„ Juni 4947 mag der

Versicherte arbeitslos gewesen sein, jedoch kann diese Zeit

ebenfalls nicht als Ausfallzeit angerechnet werden, weil

durch sie nicht eine versicherungspflichtige Beschäftigung r
unterbrochen werden ist„ Zwar hat der Versicherte bis zum
490 April 49@5 eine Beschäftigung ausgeübt, die ihrer Art

nach versicherungspflichtig War° Darauf kommt es aber nicht

an‚ denn der Gesetzgeber geht nur dann davon aus? daß der

Versicherte ohne den Ausfalltatbestand weiterhin Pflichtbei—

träge entrichtet hätte, wenn der Versicherte vor dem Ausfall—

tatbestand tatsächlich der Versicherungspflicht unterlag°

Wie aber bereits unter 5„ dargelegt wurde, ist der Ver«

sicherte während der vorausgegangenen Beschäftigungszeit

wegen des Bezuges der Invalidenpension nach % 43 AVG aoF„

versicherungsfrei gewesen„ Die Zeit der Arbeitslosigkeit hat

also nic t eine versicherungepflichtige, sondern eine

versicherungsfreie Béschäftigung unterbrochen, so daß sie

nicht als Ausfallzeit angerechnet werden kann„
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44° Soweit ee‘sioh um die Zeit vom 4° Juli 4949 bis zum

50° September 4950 handelt, ist nach den Tatsachenfest—

Stellungen des LSG der Tatbestand des 5 57 Nr„ 5 EKG

n„F„ zwar erfüllt, jedoch überschreitet diese 45 Monate

umfassende Zeit zusammen mit der als nachgewiesen unter—'

stellten weiteren Ausfallzeit von 45 Monaten (vgl° unter

‘?° und 8°) nicht die pauschale Ausfallzeit von
2ä Monaten°

5er Senat hat die danach unbegründete Revision der Klägerin

zurückgewiesen“

Die Kostenentsche1dung beruht auf @ 495 SGG°

Der Vorsitzende Richter
Dr„ Dapprich ist wegen
Urlaubs an der Unter—
schriftsleistung verhindert°
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